
Das Schwergewicht der Tagung lag auf dem zweiten 
Konferenztag, an dem in den einzelnen Abteilungen 
die langfristigen Forschungspläne beraten wurden. Zur 
Vorbereitung dieser Beratung hatte das Deutsche In­
stitut für Rechtswissenschaft allen Teilnehmern Vor­
schläge unterbreitet, die das Ergebnis von Aussprachen 
in den Abteilungen und von Anregungen der Fach­
ministerien waren.

In den Abteilungen Strafrecht, Prozeßrecht, Zivil- 
recht, Arbeitsrecht, Staats- und Verwaltungsrecht — 
und gesondert in der Sektion Finanzrecht dieser Ab­
teilung —, in der Abteilung Geschichte des Staates 
und des Rechts sowie im Arbeitskreis für Völkerrecht 
wurden die Schwerpunkte der Arbeit in den nächsten 
fünf Jahren erörtert und über die Themen künftiger 
Fachkonferenzen und Abteilungstagungen sowie über 
beabsichtigte rechtswissenschaftliche Publikationen dis­
kutiert.

Im folgenden sollen summarisch die wichtigsten 
Fragen aus den Beratungen zusammengefaßt werden.

*
Die Abteilung Strafrecht beschäftigte sich mit der 

Notwendigkeit, gründliche Untersuchungen über die 
Entwicklung des Strafrechts in der Sowjetunion und in 
den Ländern der Volksdemokratie anzustellen; dies 
soll durch eine planmäßige Arbeit mit den Über­
setzungen und durch Rezensionen erreicht werden.

Ausgehend von einer Anregung Prof. Alexejews, die 
Zusammenarbeit mit den Rechtswissenschaftlem der 
anderen sozialistischen Staaten zu verbessern, wurde 
beschlossen, die Leitung des Instituts zu veranlassen, 
mit den Strafrechtswissenschaftlem der Sowjetunion 
und der Volksdemokratien Vereinbarungen über eine 
gemeinsame Bearbeitung des Strafrechtes der imperia­
listischen Staaten zu treffen.

Die Abteilung erörterte auch Möglichkeiten der Zu­
sammenarbeit mit westdeutschen Strafrechtswissen­
schaftlern. Hier kommt es vor allem darauf an, per­
sönlichen Kontakt zu gewinnen und die gemeinsamen 
Probleme mehr als bisher in den Vordergrund zu 
stellen. Noch in diesem Jahre soll eine erweiterte Ar­
beitstagung mit westdeutschen Gästen vorbereitet 
werden, auf der eines der allgemein interessierenden 
Themen (z. B. Sicherungsmaßnahmen, Probleme des 
internationalen Strafrechts oder des Jugendstrafrechts) 
besprochen werden soll.

In diesem Zusammenhang wurde festgestellt, daß die 
Strafrechtsinstitute der Universitäten besser als bisher 
mit westdeutschen Fachzeitschriften und mit der Tages­
presse versorgt werden müssen, damit die Strafrechts­
wissenschaftler über die ideologischen Strömungen in 
Westdeutschland genau informiert werden und recht­
zeitig dazu Stellung nehmen können.

Zur Verbesserung der inhaltlichen und organisato­
rischen Arbeit wurde empfohlen, die Abteilung Straf­
recht mit der Abteilung Prozeßrecht (Strafprozeß) zu 
vereinigen. Dadurch soll die bisherige Vernachlässigung 
wichtiger Fragen, wie z. B. des Strafvollzugs, über­
wunden werden. Ferner wurde vorgeschlagen, in der 
Abteilung einige besondere Sektionen zu bilden, die 
sich mit der Kriminalistik, der Gerichtsmedizin und der 
Gerichtspsychologie befassen sollen.

•
In der Abteilung Prozeßrecht erläuterte Kammer­

gerichtspräsident Ranke einleitend die wichtigsten Auf­
gaben der Prozeßrechtswissenschaft. Die Forschungs­
arbeit müsse sich auf folgende Hauptaufgaben kon­
zentrieren:

1. Erforschung der Fragen des Beweisrechts als der 
gesetzlich geregelten Methode zur wirklichkeitsgetreuen 
Feststellung des Sachverhalts im Gerichtsverfahren.

2. Herausarbeitung der Besonderheiten der Recht­
sprechung gegenüber den anderen Formen der Ver­
wirklichung der Staatsfunktionen.

3. Konkrete Untersuchung der Anwendung der neuen 
Justizgesetze um die Rechtspraxis zu analysieren und 
zu zeigen, wie das Prozeßrecht als System von Normen 
zur Gewährleistung der Gesetzlichkeit angewendet und 
gestaltet werden muß.

4. Exakte wissenschaftliche Ausarbeitung der Grund­
fragen eines neuen Zivilprozeßrechts.

In allen wissenschaftlichen Arbeiten — sagte Ranke 
— müsse den Fragen der Ideologie, über die es bisher 
auf dem Gebiet des Prozeßrechts keine Untersuchungen 
gibt, größte Beachtung geschenkt werden. Das gelte be­
sonders für die Auseinandersetzung mit den Haupt­
strömungen der imperialistischen Prozeßrechtsideologie 
in Westdeutschland. Was bisher über Fragen des west­
deutschen Prozeßrechts geschrieben worden sei, gehe 
nicht über eine Dokumentation hinaus und könne in der 
gegenwärtigen Situation nicht mehr genügen.

In der Diskussion wurde die große Bedeutung der 
Fragen des Beweisrechts betont. Es sei notwendig, kon­
krete Untersuchungen über die Beweisführung als einen 
Entwicklungsprozeß, über das System eines Beweis­
rechts und über die einzelnen Abschnitte des Beweis­
verfahrens — vom Ermittlungsverfahren bis zur ge­
richtlichen Beratung — durchzuführen. Wegen der be­
sonderen Bedeutung der Fragen des Beweisrechts 
wurde beschlossen, für September 1956 gemeinsam mit 
der Abteilung Strafrecht eine Fachkonferenz vorzube­
reiten auf der das System des Beweisrechts unter be­
sonderer Berücksichtigung des Gegenstands der Beweis­
führung sowie des Begriffs und der Klassifizierung der 
Beweise behandelt werden sollen.

Zur Konkretisierung der Fragen über Stellung und 
Rolle des Gerichts und der Rechtsprechung wurde eine 
Reihe von Untersuchungen angeregt, z. B. über die 
Strafbefugnisse der Verwaltungsorgane, über das Ord­
nungsstrafverfahren der Verwaltungsbehörden und 
über die Prinzipien, die hierfür Gültigkeit haben.

Bei der Untersuchung des Prozeßrechts als System 
von Normen zur Gewährleistung der Gesetzlichkeit 
müssen folgende Fragen vordringlich geklärt werden: 
Probleme des Strafvollzugs, spezielle Fragen der Kas­
sation, der Charakter der Richtlinien des Obersten Ge­
richts, Fragen des zivilrechtlichen Anschlußverfahrens, 
die Rolle der Schöffen in der DDR und die Entwicklung 
unserer Gerichte zu Volksgerichten.

Auf dem Gebiet des Zivilprozeßrechts sollen kon­
krete Einzeluntersuchungen durchgeführt werden. Da­
bei sind die Grundfragen jeweils an konkreten Erschei­
nungen und in Auseinandersetzung mit der bürger­
lichen Ideologie zu erörtern. Als besonders wichtige 
Fragen wurden hervorgehoben: die prozessualen Mittel 
zur wirklichkeitsgetreuen Feststellung des Sachver­
halts; die Einleitung des Verfahrens; die Zulässigkeit 
des Rechtswegs (unter besonderer Berücksichtigung der 
genossenschaftlichen und LPG-Rechtsverhältnisse); die 
Urteilslehre, insbesondere die Rechtskraftwirkung; das 
Rechtsmittelverfahren; die Zwangsvollstreckung, ins­
besondere in der Landwirtschaft und in Arbeitsein­
kommen; Kassation und Wiederaufnahme. — Auf­
bauend auf solchen Einzelarbeiten ist dann eine wissen­
schaftliche Untersuchung der Systematik eines neuen 
Zivilprozeßrechts geboten.

Gegenstand der Diskussion war schließlich die Anre­
gung der Abteilung Strafrecht, die einheitliche Abtei­
lung Prozeßrecht aufzulösen und künftig die Fragen 
des Strafprozesses bei der Abteilung Strafrecht und die 
des Zivilprozesses bei der Abteilung Zivilrecht zu be­
arbeiten. Die überwiegende Meinung war daß die ein­
heitliche Abteilung Prozeßrecht beibehalten werden 
soll, weil in den Abteilungen Zivilrecht und Strafrecht 
die prozessualen Fragen, die für die Stärkung der Ge­
setzlichkeit von außerordentlich großer Bedeutung sind, 
in den Hintergrund treten würden. In Aussicht genom­
men ist jedoch innerhalb der Abteilung Prozeßrecht die 
Bildung von zwei selbständigen Sektionen für Straf­
prozeß und für Zivilprozeß, um die Arbeit künftig be­
weglicher gestalten zu können.

In den Beratungen der Abteilung Zivilrecht kristal­
lisierten sich folgende drei Schwerpunkte für die künf­
tige wissenschaftliche Arbeit heraus:

1. Behandlung der sich aus den Rechtsverhältnissen 
innerhalb der DDR ergebenden Fragen.

2. Untersuchungen des westdeutschen Zivilrechts und 
Auseinandersetzung mit den westdeutschen Zivilrechts­
ideologien.

3. Monographien über Fragen des internationalen 
Privatrechts und des ausländischen Rechts.
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